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Vorwort

Rechtskenntnisse gehören im Alltag der Sozialen Arbeit mit zu den grundlegenden
Beratungskompetenzen. Sozialarbeiter benötigen insoweit zweierlei: Rechtswissen
(der jeweiligen Rechtsmaterien) und Strukturwissen. Sodann ist das Recht im Fluss.
Vor allem das Familienrecht befindet sich – oft im Gefolge höchstrichterlicher Recht-
sprechung – in einem stetigen Reformprozess. Dies erfordert von Sozialarbeitern zu-
dem die Fähigkeit, sich in eine ständig verändernde Materie einzuarbeiten.

Zielgruppe dieses Lehrbuches sind Studierende und Praktiker Sozialer Arbeit. Die
Auseinandersetzung und die Aneignung von Rechtswissen stellt erfahrungsgemäß
Studierende nichtjuristischer Disziplinen vor hohe Herausforderungen. Diese müssen
sich nicht nur das notwendige fachliche Wissen aneignen, sondern vor allem auch
das juristische Handwerkszeug als solches beherrschen. Beiden Bedürfnissen trägt
das vorliegende Lehrbuch Rechnung.

Ziel dieses Buches ist es, die Fähigkeit zum eigenständigen Umgang mit dem Recht
zu vermitteln. Das betrifft sowohl die Aneignung und Vertiefung von Rechtswissen
als auch die Transferleistung des Gelernten in die anwendungsbezogene Bearbei-
tung von Fällen.

Die Darstellung beschränkt sich daher nicht auf die bloße Vermittlung von Rechts-
wissen. Vielmehr soll eine Vielzahl von Fallbeispielen und -lösungen den Studieren-
den an die eigenständige Arbeit mit dem Recht heranführen.

Inhaltlich ist das vorliegende Studienbuch auf die zivilrechtlichen Grundlagen der
Sozialen Arbeit beschränkt: In diesem Rahmen werden zum einen die für die Soziale
Arbeit bedeutsamen allgemeinen zivilrechtlichen Grundlagen behandelt. Daneben
wird das Familienrecht einschließlich dem Betreuungs- und Unterhaltsrecht – als
Kernbereich der Ausbildung – eingehend dargestellt.

Die Neuauflage berücksichtigt den Stand der Rechtsprechung und Gesetzgebung
bis Oktober 2017 einschließlich der erst 2018 in Kraft tretenden Rechtsänderungen.

 

Einhausen, September 2017
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Allgemeine Grundlagen

Recht und Rechte

Ein paar Grundbegriffe des Rechts – Worüber wir hier reden…

Recht

Menschliches Miteinander ist konfliktanfällig: Der Mensch lebt nicht allein auf einer
Insel, sondern in einem Sozialverband. Zwangsläufig treffen unterschiedliche Vor-
stellungen über die Verwirklichung ihrer Leben und des Miteinander aufeinander. Um
diese miteinander in Einklang zu bringen, bedarf es Spielregeln für das Zusammen-
leben, sog Verhaltensnormen. Sowohl Herkunft als auch Qualität dieser Verhaltens-
normen sind unterschiedlich: Sie können auf Tradition oder Brauchtum beruhen, als
von der Natur vorgegeben angesehen sein oder vom Gesetzgeber verbindlich vor-
geschrieben sein. Zu den sozialen Verhaltensnormen gehören Bräuche, ebenso wie
soziale und auch rechtliche Normen.

Soziale Normen sind gesellschaftlich geforderte, ungeschriebene Regeln. Sie wer-
den im Regelfall freiwillig befolgt. Ihre Verletzung zieht informelle soziale Sanktionen
nach sich. Diese können zT sehr einschneidend sein. Soziale Normen werden daher
subjektiv durchaus als verpflichtend erlebt. Jedoch ist ihre Einhaltung nicht mit for-
mellen Mitteln erzwingbar.

Beispiele: Nicht hinter dem Rücken über Kollegen tratschen; Regeln der Höflichkeit.

Auch das Recht ist Teil dieser Sozialordnung. Als Recht werden die von der zustän-
digen Instanz gesetzten verbindlichen Regeln zur Ordnung des menschlichen Zu-
sammenlebens bezeichnet. Andere Bezeichnungen sind: Rechtsnormen, Rechtssät-
ze, Rechtsregeln. Genau wie andere soziale Regeln soll auch das Recht die Verhält-
nisse zwischen den Menschen untereinander sowie zwischen Staat und Mensch
ordnen (Ordnungsfunktion). Im Unterschied zu anderen sozialen Normen ist Recht
jedoch unbedingt verbindlich. Ihm kommt „Zwangscharakter“ zu: Die Verletzung von
Rechtsregeln kann mit formalen rechtlichen Sanktionen geahndet werden. Ihre Ein-
haltung ist zudem positiv erzwingbar durch besondere Instanzen: Die Gerichte.

Beispiel: Ansprüche aus einem Kaufvertrag sind gerichtlich einklagbar und in einem staatlichen
Vollstreckungsverfahren durchsetzbar.

Objektives und subjektives Recht

Eine für die Arbeit mit dem Recht grundlegende Unterscheidung ist die Differenzie-
rung zwischen objektivem und subjektivem Recht.

Objektives Recht ist der juristische Fachausdruck für das (objektiv) vorhandene
Recht als solches. Als objektives Recht wird die Summe der für jedermann gelten-
den Rechtsnormen bezeichnet, also die Gesetze in ihrer Gesamtheit, das geschrie-
bene Recht sowie das Gewohnheitsrecht. Objektives Recht ist damit ein weiteres
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Synonym für Recht oder Gesetz oder Norm. Unabhängig davon, ob es sich um EU-
Recht, ein nationales Gesetz oder eine Satzung handelt, ob es dem öffentlichen
oder dem privaten Recht zuzuordnen ist, gilt: Jedes Recht ist zugleich immer auch
objektives Recht.

Für den Einzelnen ist allerdings weniger die bloße Existenz des (objektiven) Rechts
interessant, als vielmehr die Frage, was das Recht ihm für Möglichkeiten gibt: Ob
das Recht ihm persönlich auch ein Recht gibt, das er einfordern kann. Ist dies der
Fall, so spricht man von einem (auch) subjektiven Recht oder Anspruch.

Erst das subjektive Recht verleiht dem Einzelnen die Macht, die (objektivrechtliche)
Regelung der Norm gegenüber einem Dritten durchzusetzen. Subjektives Recht
muss sich damit immer aus dem objektiven Recht ergeben. Im Privatrecht folgen
aus dem objektiven Recht überwiegend auch subjektive Ansprüche.

Handelt es sich hingegen um eine lediglich objektiv-rechtliche Norm, folgt aus ihr
kein einklagbares subjektives Recht. Der Bürger kann dieses Recht nicht durchset-
zen, sondern allenfalls hoffen, dass es beachtet wird. Salopp gesprochen steht das
Recht „nur auf dem Papier“. Der Bürger profitiert von der Norm – wenn sie beachtet
wird – lediglich tatsächlich. Sie schützt ihn dann nur als sog Rechtsreflex. Lediglich
objektive Normen finden sich im öffentlichen Recht, zB § 11 SGB VIII.

Rechtsverhältnis

Als Rechtsverhältnis bezeichnet man die rechtliche Sonderverbindung zwischen
zwei oder mehr Personen oder aber zwischen einer Person und einer Sache.

Die für die Soziale Arbeit wichtigsten Sonderverbindungen sind das familienrechtli-
che Personenverhältnis sowie das Schuldverhältnis auf gesetzlicher oder vertragli-
cher Grundlage. Als Schuldverhältnis ist ein Rechtsverhältnis zwischen Personen
definiert, die gegeneinander Ansprüche haben (§ 241 Abs. 1 BGB).

Die an dem Schuldverhältnis beteiligten Personen werden als Gläubiger und Schuld-
ner bezeichnet. Gläubiger ist diejenige Person, die einen Anspruch besitzt. Schuld-
ner ist diejenige Person, gegen die sich der Anspruch richtet, die also den Anspruch
zu erfüllen hat und damit etwas „schuldet“.

Beispiel: Eltern sind ihren minderjährigen Kindern zur Leistung von Unterhalt verpflichtet. Sie
„schulden“ ihnen Unterhalt (vgl §§ 1601 ff BGB). Die Eltern würde man als Unterhaltsschuldner,
das Unterhalt begehrende Kind als Unterhaltsgläubiger bezeichnen.

Rechtsquellen - Wo Recht her kommt…

Rechtliche Normen sind allgegenwärtig. Je nachdem, wer es setzt, haben sie auch
unterschiedliche Namen. Will man wissen, wo Recht „herkommt“, interessiert man
sich also für die sog Rechtsquellen, so lässt sich grob differenzieren zwischen:
n Völkerrecht,
n EU-Recht und
n Nationalem Recht.

Völkerrecht ist das internationale Recht. Es gilt zwischen Staaten und regelt deren
Rechtsbeziehungen. 

3.

II.
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EU-Recht ist das Recht der Europäischen Union. Zum EU-Recht zählen zum einen
die Staatsverträge der an der EU beteiligten Staaten zur Schaffung und Weiterent-
wicklung der EU selber (sog primäres Gemeinschaftsrecht). Zum anderen aber setzt
die EU auch selber Recht durch ihre Organe. Dieses wird als sekundäres Gemein-
schaftsrecht bezeichnet. Hierzu zählen etwa EU-Verordnungen oder EU-Richtlinien.

Der Alltag der Sozialen Arbeit ist durch die Vorschriften des nationalen Rechts, ge-
schaffen durch den nationalen Gesetzgeber der Bundesrepublik Deutschland, be-
stimmt. Auch das nationale Recht kann unterschiedliche „Gesichter“ haben. Folgen-
de nationale Rechtsquellen gibt es:
1. Verfassung (Grundgesetz), Landesverfassungen: Grundordnung der Bundesre-

publik und der Bundesländer. Sie enthalten Regeln zu Aufbau und Organisation
des Staates sowie zum Verhältnis zwischen Staat und Bürgern: Die Grundrechte.

2. Bundes- bzw Landesgesetze: Gesetze sind Rechtsnormen, die vom verfas-
sungsrechtlich vorgesehenen Organ (Parlament) im verfassungsrechtlich vorge-
schriebenen Verfahren beschlossen und ordnungsgemäß bekannt gemacht,
nämlich verkündet, wurden (Art. 82 GG). Man nennt sie auch „Gesetz im formel-
len Sinn“. Gesetze bilden den Schwerpunkt der Rechtsordnung.

3. Untergesetzliches Recht:
– Rechtsverordnungen: Auch die Regierung darf in einigen Bereichen Rechts-

normen erlassen. Der einzige Unterschied zum Gesetz besteht im Normgeber:
Rechtsverordnungen werden nicht vom Parlament erlassen, sondern von den
Ministerien, also der Regierung.

– Satzungen: Satzungen sind die Rechtsvorschriften, die die Kommunen und
andere Körperschaften des öffentlichen Rechts (zB eine Hochschule) im Rah-
men der ihnen verliehenen Autonomie erlassen. Satzungen sind ebenfalls
Rechtsnormen.

– Gewohnheitsrecht: Gewohnheitsrecht ist ungeschriebenes Recht. Es ent-
steht durch langdauernde Übung, getragen von der Rechtsüberzeugung ihrer
Verbindlichkeit durch die Rechtsgemeinschaft. Normgeber sind damit die
Rechtsbetroffenen selbst. Die Anerkennung von Gewohnheitsrecht ist umstrit-
ten.

Keine Gesetzesqualität haben im Grundsatz die Entscheidungen der Gerichte: Der
Richter legt das Recht aus und wendet es im Einzelfall an. Er ist damit Rechtsan-
wender und nicht Rechtssetzer. Im Gegensatz zu einem Gesetz gilt ein Urteil daher
auch nicht allgemein, sondern nur zwischen den am Rechtsstreit beteiligten Partei-
en. Aus diesem Grunde ist das sog „Richterrecht“ keine Rechtsquelle.

Gleichwohl kommt richterlichen Entscheidungen in der Praxis große Bedeutung zu.
Dies gilt vor allem für die höchstrichterliche Rechtsprechung durch die obersten
Bundesgerichte, dem BGH, dem BSG und dem BAG. Deren Entscheidungen haben
häufig grundlegende und über den entschiedenen Einzelfall hinausgehende Bedeu-
tung. Dadurch setzen diese Gerichte selber Maßstäbe, wie Recht auszulegen ist bzw
was bei Rechtslücken gilt. Auf diese Rechtsprechung werden sich Bürger in ähnlich
gelagerten Fällen berufen. Die unteren Gerichtsinstanzen werden die Entscheidun-
gen häufig beachten. Gleichwohl fehlt auch der höchstrichterlichen Rechtsprechung
die typische einklagbare Verbindlichkeit eines Gesetzes.
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Systematisierungen - … und wie man sich darin orientieren kann

Fallbeispiel 1: Frau S sucht eine Beratungsstelle auf. Sie ist verheiratet und hat mit ihrem
Ehemann drei gemeinsame Kinder. Der Ehemann hat vor längerer Zeit die Arbeit verloren. Die
Frau selber ist nicht erwerbstätig. Die Familie hat aufgrund der Spielsucht des Ehemannes
mittlerweile erhebliche Schulden angehäuft. Frau S ist Ausländerin. In der Beratung stellt sich
heraus, dass die Kinder massive Verhaltensstörungen aufweisen. Die beratende Sozialarbeite-
rin hat zudem den Verdacht, dass der Ehemann gegenüber Frau und Kindern Gewalt ausübt.

Öffentliches und Privates Recht - Rechtsschubladen

Die für den Berufsalltag eines Sozialarbeiters relevanten rechtlichen Regeln sind
sehr vielfältig. Sie finden sich verstreut in der Verfassung, in vielen Einzelgesetzen
und Verordnungen. Eine erste Orientierung verschafft die grundlegende Unterteilung
des Rechts in privates und öffentliches Recht.

Das Privatrecht (oder Zivilrecht) ist das sog Jedermannsrecht. Gegenstand des Pri-
vatrechts sind die Rechtsbeziehungen zwischen Gleichgestellten, im Regelfall Bür-
gern. Kennzeichnend ist eine grundsätzliche Gleichordnung der Beteiligten. Ein we-
sentliches Merkmal des Privatrechts sind seine großen Spielräume zur rechtlichen
Gestaltung der Lebenswirklichkeit durch die Beteiligten selber, die sog Privatautono-
mie. Die wichtigsten Materien des Privatrechts sind im BGB geregelt. Zuständig für
privatrechtliche Streitigkeiten sind die Zivilgerichte.

Zum Öffentlichen Recht zählen zunächst alle Rechtsnormen, die die Organisation
und Verwaltung des Staates zum Gegenstand haben. Dazu gehören sämtliche Vor-
schriften zum Aufbau des Staates und der Verwaltung. Auch das Strafrecht gehört
zum öffentlichen Recht sowie das Prozessrecht, also die Verfahrensvorschriften für
das Gerichtsverfahren, in dem die subjektiven Rechte durchgesetzt werden.

Hauptgegenstand des öffentlichen Rechts ist das Verwaltungsrecht. Das Verwal-
tungsrecht regelt vor allem die Rechtsverhältnisse zwischen Staat und Bürger.
Kennzeichnend ist ein grundsätzliches Über- und Unterordnungsverhältnis zwischen
dem mit besonderer Hoheitsmacht ausgestatteten Staat und seinen Organen einer-
seits und dem Bürger andererseits.

Im Unterschied zum Privatrecht besitzt der Staat gegenüber dem Einzelnen bzw
auch einer privaten Institution eine sehr viel größere Rechtsmacht als die im Grund-
satz rechtlich gleichgestellten Bürger untereinander. So darf der Staat einseitig Ver-
bote gegenüber dem Bürger aussprechen oder Verpflichtungen begründen und die-
se auch durchsetzen bzw ist zu besonderen Eingriffen berechtigt. Dies erfordert
noch einmal besondere Regeln für das staatliche Handeln zum Schutz des Bürgers.

Auf der anderen Seite treffen den Staat als Hoheitsträger auch besondere Pflichten
gegenüber dem Bürger. In dieser Eigenschaft ist der Staat insbesondere selber
Adressat von besonderen Leistungsansprüchen durch den Bürger.

Zuständig für öffentlich-rechtliche Rechtsstreitigkeiten sind besondere Gerichte, im
Bereich der Sozialen Arbeit sind dies die Verwaltungs- und Sozialgerichte.

Die Unterscheidung zwischen öffentlichem und privatem Recht ist für die Praxis von
mehrfacher Bedeutung: Zum einen werden Privat- und öffentliches Recht von unter-
schiedlichen Grundsätzen beherrscht. Mit der Zuordnung zu einem der beiden
Rechtsgebiete gelten automatisch bestimmte Maximen, Pflichten und Rechte der
Beteiligten. Im Streitfall ist dies etwa wichtig, wenn sich die Frage stellt, wer denn

III.

1.
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etwas beweisen muss. Zum anderen entscheidet sich an dieser Stelle grundsätzlich,
welche Gerichte für den Rechtsstreit zuständig sind.

§ [xxx]  
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     Öffentliches Recht  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

    

 

BGB 

Handelsrecht (HGB)  

Gesellschaftsrecht (AktG, GmbHG) 

Versicherungsrecht 
(VVG, PflVG)  

Arbeitsrecht 

Schuldrecht: Insbeson-

dere Vertragsrecht, Delikt, 

Aufsichtspflicht. 

Familienrecht: Insbe-

sondere Ehe, Verwandt-

schaft. 

Verfassungs-
recht (GG) 

Kirchenrecht 

Prozessrecht (Straf-, Zivil-, Verwal-
tungs-, Sozialverwaltungsprozess). 

Verwal-
tungsrecht  

Strafrecht (StGB, JGG) 

Völkerrecht  

Sozialrecht: Insbesondere Sozialge-

setzbuch (SGB), Jugendhilfe (SGB 

VIII), Hilfe für Arbeitssuchende (SGB 

II), Sozialverwaltungsverfahren (SGB I 

und X).  

Polizei- und Ordnungsrecht: Insbe-

sondere Aufenthaltsrecht, Asylrecht.  

Weitere wichtige Bereiche: Schul-

recht, Baurecht, Kommunalrecht, 

Straßenrecht, Steuerrecht. 

EU-Recht  

Im Fallbeispiel 1 etwa sind folgende Fragen dem Privatrecht zuzuordnen: Die Rechtsverhält-
nisse innerhalb der Familie, also die Gewaltproblematik (unter dem Aspekt des zivilrechtli-
chen Schutzes von Frau S gegenüber ihrem Mann); die Frage nach einer etwaigen Trennung
und sogar Scheidung von Frau S einschließlich der Anschlussfragen nach der Regelung des
Umgangs und der Sorge sowie etwaigen Unterhaltsansprüchen.
Folgende Fragen sind Gegenstand des öffentlichen Rechts: Jugendhilfe für die Kinder
(SGB VIII); Unterhaltssicherung für Frau S und die Kinder im Falle der Trennung (SGB II oder
XII, Unterhaltsvorschussgesetz) und der Aufenthaltsstatus von Frau S (AufenthG). Daneben
stellt sich die Frage, ob ein Strafverfahren wegen der Gewalttaten gegenüber Frau S gegen
Herrn S einzuleiten ist. Wird ein (zivil-, straf- oder verwaltungsrechtliches) Gerichtsverfahren
eingeleitet, sind prozessrechtliche Kenntnisse nötig, wie das Verfahren einzuleiten und
durchzuführen ist.
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Insofern weist die zur Beratung anstehende Problematik häufig sowohl privatrechtliche als
auch öffentlich-rechtliche, straf- und verfahrensrechtliche Komponenten auf.

Anspruchsgrundlagen und Hilfsnormen – Das Aufdröseln des Rechts

Das Recht wird dadurch mit Leben gefüllt, dass die Bürger ihre subjektiven Rechte
geltend machen, Ansprüche erheben, die geforderte Leistung verweigern etc. Im
Zentrum der Rechtsanwendung steht die Arbeit mit den einschlägigen Normen. Das
erfordert an erster Stelle das Wissen um die möglichen Strukturen einer Rechts-
norm. Zu unterscheiden ist zwischen Anspruchsgrundlagen und Hilfsnormen.

Anspruchsgrundlagen

Eine Anspruchsgrundlage ist diejenige Norm, die den Wunsch eines Beteiligten
„trifft“. Dafür muss sie zweierlei enthalten:
n Zum einen das vom Beteiligten Gewollte, also seinen Anspruch. Sie sagt immer

etwas darüber aus, was das Gegenüber tun oder lassen soll, zB etwas bezahlen,
aufzuhören zu schlagen etc. Das ist die sog Rechtsfolge. Erkennbar ist die
Rechtsfolge an Formulierungen wie: „… ist verpflichtet“,… hat Anspruch auf … “.
„… kann verlangen, dass…“ oder Ähnliches.

n Sodann enthält die Anspruchsgrundlage auch die Voraussetzungen für das Ge-
wollte. Sie sagt also zugleich etwas darüber aus, wann, also unter welchen Vor-
aussetzungen, verlangt werden kann, dass zB Jemand etwas bezahlen muss.
Das ist der sog Tatbestand.

Tatbestand

(Regelt Voraussetzungen
des Rechts)

Rechtsfolge

(Regelt das „konkrete
subjektive Recht, das
besteht, wenn die Vor-
aussetzungen vorliegen
– „dann soll … tun“)

Man nennt eine Anspruchsgrundlage aus diesem Grund auch vollständige Norm. Ihr
Kennzeichen ist eine „Wenn-Dann-Struktur“. Am Beispiel des § 433 BGB: Wenn ein
Kaufvertrag geschlossen wurde (Tatbestand), dann hat der Käufer einen Anspruch
auf Übereignung der gekauften Sache und der Verkäufer Anspruch auf Bezahlung
(Rechtsfolge).

Hilfsnormen

Meistens ist allerdings nicht alles in einer einzigen Norm geregelt. Es gibt ja bei der
Regelung eines Konfliktes einiges zu bedenken: Ausnahmen, Grenzen, Wider-
spruchsmöglichkeiten gegen den Anspruch, Begriffsbestimmungen uÄ. All diese
Fragen sind in weiteren Normen geregelt, die dann zur Ergänzung, Modifikation oder
Konkretisierung der Anspruchsgrundlage weiter zu berücksichtigen sind. Man nennt
diese Normen auch „Hilfsnormen“ oder „unvollständige Rechtssätze“.

2.

a)

b)
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Beispiele: § 194 Abs. 1 BGB: Definition des subjektiven Rechts.

§§ 145 ff BGB: Beschreibung des Zustandekommens von Verträgen.

§§ 1591 –1592 BGB: Definition der Verwandtschaft.

§ 276 Abs. 2 BGB: Definition des Begriffs der Fahrlässigkeit.

Hinweis: Auch unvollständige Normen haben oft eine Wenn-Dann-Struktur. Im Unterschied
zu vollständigen Normen regeln sie jedoch nicht auf der Rechtsfolgenseite, was jemand tun
oder unterlassen soll, sondern nur was dann gilt oder wie ein Begriff zu verstehen ist.
Hilfsnormen haben immer nur Bedeutung im Zusammenhang mit einem vollständi-
gen Rechtssatz und regeln selber nicht den Anspruch. Man zieht sie nur ergänzend
heran.

Die Arbeit mit dem Recht –
Das juristische Handwerkszeug

Die juristische Methode

Fallbeispiel 2: Der Student Sepp braucht ein neues Auto. Sein Kommilitone Klaus bietet ihm
seines zum Kauf an. Sepp erklärt sich nach Besichtigung des Autos einverstanden, dieses zu
dem von Klaus genannten Preis zu kaufen. Der Kommilitone Klaus möchte nun, dass Sepp das
Auto abholt und bezahlt. Dazu ist Sepp jedoch nicht mehr bereit, weil er es sich mittlerweile
anders überlegt hat und lieber ein Fahrrad benutzen möchte.

Recht ist vor allem für den Konfliktfall gedacht: Es soll Konflikte lösen oder aber
auch sie im Vorfeld vermeiden, indem es festlegt, wer welche Rechte (und auch
Pflichten) hat. Nachdem ein Recht im Konfliktfall ein Gegenüber braucht, gegen das
es sich richtet, wird ein Fall immer danach aufgedröselt, zwischen welchen Perso-
nen Rechtsbeziehungen bestehen. Das gibt die Konfliktfelder vor, die gelöst werden
sollen.

Das Raster, das den Fall bei dieser Vorgehensweise strukturiert, ist eine einfache
Frage: „Wer will was von wem woraus“? Das ist die methodische „Weltfrage“ des
Rechts. Diese wird im Folgenden näher aufgeschlüsselt.

Wer will was von wem … - Der Prüfgegenstand

Rechtlich relevante Konflikte entstehen immer zwischen (mindestens) zwei Beteilig-
ten. Der erste Schritt besteht daher darin, den Sachverhalt zu sichten und (bei Be-
darf) mit folgender Frage die zu prüfende Fragestellung herauszuarbeiten: „Wer will
was von wem?“ Mithilfe dieser Fragestellung wird der Sachverhalt geordnet und die
beteiligten Personen mit ihren Interessen konkretisiert. Diese Ausgangsfrage gibt der
Rechtsprüfung ihre Richtung.

Im Fallbeispiel 2 etwa liegt es nahe, zu prüfen, ob der Kommilitone Klaus (wer) von Sepp
(von wem) Abnahme des Autos und Zahlung des Kaufpreises (was) verlangen kann.

Kapitel 2:

I.

1.
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